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Veränderung der Zuständigkeit zur Finanzierung der Frühförderung und sozialen 
Hilfen von der LWV-Umlage auf Amt 51

VI

Anlage 1: 
Änderungsvereinbarung zur Rahmenvereinbarung 
über die Kommunalisierung sozialer Hilfen in Hessen 
zur Umsetzung der Protokollnotiz zu § 8 sowie zur 
Herausnahme des Zielbereiches Betreuungswesen 
vom 02.06.2022 
 
Anlage 2: 
Rahmenvereinbarung über die Kommunalisierung 
sozialer Hilfen in Hessen 
 
Anlage 3: 
Budget nach § 8 der Rahmenvereinbarung über die 
Kommunalisierung sozialer Hilfen in Hessen
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A Finanzielle Auswirkungen 

Mit der antragsgemäßen Entscheidung sind 
keine finanziellen Auswirkungen verbunden 
finanzielle Auswirkungen verbunden ( in diesem Fall bitte weiter ausfüllen) 

I   Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat 

HMS-Ampel rot grün abs.: 
in %: 

II  Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat 
Budget verfügte Ausgaben (Ist) 

Investitionscontrolling Investition Instandhaltung abs.: 
in %: 

III Übersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage 
Es handelt sich um   Mehrkosten budgettechnische Umsetzung 

Bei Bedarf Hinweise | Erläuterung (max. 750 Zeichen) 

Typ Jahr Bezeichnung 
Gesamt- 

kosten 

…davon 

APL/ÜPL 

Finanzierung 

(Sperre, Ertrag) 

Kontierung 

(Objekt und Konto) 

 Summe einmalige Kosten: 

 Summe Folgekosten: 

Prognose Zuschussbedarf

22-V-51-0048

CO 2023 Zuschüsse  soziale Hilfen 164.890€ 164.890€ 104544/785990

CO 2023 Deckung aus Einsparung LWV Umlage 164.890€ bei Amt 20

 

164.890€ 164.890€ 164.890€

CO 2024 ff. Zuschüsse soziale Hilfen 164.890€ 164.890€ 104544/785990

CO 2024 ff. Deckung aus Einsparung LWV Umlage 164.890€ bei Amt 20

164.890€ 164.890€ 164.890€
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B  Kurzbeschreibung des Vorhabens (verpflichtend) 
 

(Die Inhalte dieses Feldes werden [außer bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen] im Internet/Intranet veröffentlicht. Es dürfen hier 
keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme: Einwilligungserklärung des/der 
Betroffenen liegt vor). Ergänzende Erläuterungen, soweit erforderlich, siehe D. Begründung, Pkt. II) 
 

Die bisher über die kommunalisierten sozialen Hilfen des Landeswohlfahrtsverbandes Hessen finan-
zierten Zuwendungen werden durch die Änderungsvereinbarung (Anlage 1) zum 31.12.2022 beendet. Ab 
2023 soll die Finanzierung in gleichem Umfang über die kommunalen Haushalte erfolgen. Ein Mittelaus-
gleich ist aus der durch die kommunale Ebene an den LWV abgeführten Verbandsumlage anzustreben. 

C  Beschlussvorschlag 
 

 

1. Die „Änderungsvereinbarung zur Rahmenvereinbarung über die Kommunalisierung sozialer Hilfen 
in Hessen zur Umsetzung der Protokollnotiz zu § 8 zu zur Herausnahme des Zielbereichs Betreu-
ungswesen“ (Anlage 1) wird zur Kenntnis genommen. 
 

2. Es wird beschlossen:  

2.1 Durch die Änderungsvereinbarung entstehen ab 2023 jährlich Mehrbedarfe für Zuschusszahlun-
gen im Budget VI/51 (104544/785990) in Höhe von 164.890,- € für die Bereiche der allgemeinen 
Frühförderung im Vorschulalter sowie der offenen Hilfen zur Eingliederung von Menschen mit Be-
hinderung und ihren Familien. Eine Deckung steht durch die Einsparung bei der LWV-Verbands-
umlage im Budget von Dez. III/20 zur Verfügung.  

 

2.2 Dezernat VI wird bevollmächtigt, die neuen Verträge für die Bereiche allgemeine Frühförderung im 
Vorschulalter sowie der offenen Hilfen zur Eingliederung von Menschen mit Behinderung und ihren 
Familien zu schließen und ab 01/2023 statt als kommunalisierte Landesmittel direkt aus dem kom-
munalen Haushalt zu zahlen.  

2.3 Der jährliche Bedarf von 164.890,- € wird für den HH 2024/2025 durch Dezernat VI/51 angemeldet. 
Die Eingabevorgaben sind durch die entsprechende Verschiebung (Mittelübergang von Dezernat 
III zu Dezernat VI) bei Dezernat VI/51 zu erhöhen. 

 
 

D  Begründung 
 

 

Das Land Hessen, der Hessische Landkreistag, der Hessische Städtetag, der Landeswohlfahrtsverband 
Hessen und die Liga der freien Wohlfahrtspflege in Hessen haben die Änderungsvereinbarung zur Rah-
menvereinbarung über die Kommunalisierung sozialer Hilfen in Hessen zur Umsetzung der Protokollnotiz 
§ 8 sowie zur Herausnahme des Zielbereiches Betreuungswesen am 02.06.2022 unterzeichnet. Entspre-
chend dieser Änderungsvereinbarung sind sich die o. g. Vertretungen darin einig, dass das bisher durch 
den LWV Hessen eingebrachte Budget (Anlage 4 der Rahmenvereinbarung) nun durch die Landkreise 
und Städte in gleicher Höhe ergänzend zu den bisher eingebrachten eigenen Mitteln eingebracht werden 
soll. Ein Mittelausgleich ist aus der durch die kommunale Ebene an den LWV abgeführten Verbandsum-
lage anzustreben.  

Die sozialen Hilfen, welche über den LWV an die Landeshauptstadt Wiesbaden ausgezahlt wurden, betru-
gen nach Anlage 4 der Rahmenvereinbarung 164.890,- €. Dieser Betrag ist nun dem Haushalt des Amtes 
51 zu übertragen. Aus diesem Betrag werden unter anderem die offenen Angebote sowie die allgemeine 
Beratung der Frühförder- und Beratungsstellen finanziert. 
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I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage 

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrößen, Quantität, Qualität, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan, Erfolgs-

kontrolle) 
 

      

 

II. Ergänzende Erläuterungen 

(Demografische Entwicklung, Umsetzung Barrierefreiheit, Klimaschutz/Klima-Anpassung, etc.) 
 

      

 

III. Geprüfte Alternativen 

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar geprüft wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen) 
 

      

 
 

Bestätigung der Dezernent*innen 
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